der springend 
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Angesichts der zentralen Bedeutung des 
B?a3rtisGhen Jahres in unserer Ausbil- 
dung und der uns bevorstehenden Aus- 
einandersetzungen um die Durchsetzung 
unserer Vorstellungen au dessen Gestal- 
tung hat der AStA besciilossen, diesen 
ersten "Springenden Punkt" des Sommer- 
semesters als''PJ-rDökumföntation" heraus- 
zugeben. Hier ist zusammengetragen, 
was bis jetzt in Sachen PJ — bundes- 
weit und an der MHL — gelaufen ist 
und was an wichtigen Informationen vor- 
liegt . 

Diese, Dokumentation erfaßt sicherlich 
nicht alle Einzelheiten, sie soll je- 
doch dazu beitragen, daß wir zB, auf 
den kommenden f ollveraammlungen gleich 
in eine effektive Diskussion einstei- 
gen können. Auch zum Nachschlagen ei- 
niger ^'akten ist sie sicherlich geeig- 
net , 

Also: nicht nach dem Durchlesen ^gleich 
we^^werf en 1 
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dJas ka.beu. die- Shu.oLeu.iAu. i>/Jv£l^ äa^ßeu. ^^j/om 



Mit dleaea Artikel soll kurz dargestellt 
Verden, daß seit der Einführung der AO 
4Q72 die Pachachaften Medizin in der BRD 
Bich mit der Problematik des Praktischen 
jaJirea auseinandergestzt haben, 
schon Ende '72 fand ein Gespräch zwischen 
Vertretern des vde- Vorstandes, der Fach- 
■chaftBvertretung fionn und des ßuivin für 
jGu.F statt, indem aber ' letzterer alle Be- 
denken zu beschwichtigen versucht. 

pie erste Warnung vor der PJ-Misere wurde 
Ende 1974 gegeben, als der Beginn des PJ 
auf Oktober '76 verschoben wurde. Dieser 
Entschluß fand damals die Zustimmung der 
Fachtagung Medizin; allerdings mit der 
Auflage, daß ihre und damit unsere Por- 
derungen "bis zu diesem Zeitpunkt reali- 
fliert sein müSten. 

Die Fachtagung Medizin, in der fast alle 
Fachschaften Medizin der BRD zusammenar- 
leiten, formulierte die PJ- Forderangen 
Juni '74 und sie bestehen bis heute! 
'Anfang 1975 nahm der damalige Fachtagungs 
Sekretär Kontakte mit der OTV auf, die 
unsere Forderungen unterstützt und durch 
nehrere Recht sgutachten bekräftigt (beson- 
ders die Statuefrage), 

Nov. '75 erarbeitete die Fachtagung Medi- 
zin einen Ausbildungs- und Tarifvertrag, 
der die Grumdlage der Medizinstudenten 
und d^r ÖTV für die Verhandlungen mit 
Bundes- und Länderregierungen bilden soll. 




Wie ernst es den Medizinstudenten um die 
IHirchsetzung ihrer PJ-Forderungen ist, 
wurde durch mehrere Aktionstage, Warnstreiks 
»Uid PJ-Veranetaltungen untermauert. 

Nachdem nun das PJ im Okt. '76 begonnen 
ßatte, natürlich völlig unzureichend vor- 
bereitet, wurde Anfang »77 von der Fach- 
tRg-jng Medizin ein bundesweiter Streik 
2uni Praktischen Jahr empfohlen. Diese 
^atnp f maß nahm e , die von allen Nedizinstu- 
«enten getragen werden soll, wird von uns 
Unterstützt, denn auch vor Lübeck hat die 
f«J-Mlsere nicht haltgemacht. 

Auch über die Lübecker Aktivitäten sollt 
■Ihr einen Überblick bekommen. 

Seit 1975 steht das.- PJ fast ständig auf 

Tagesordnung unserer Voll Versammlung en, 
^ie vds-Fachtagungs- Forderungen werden 
Seitdem im wesentlichen auch vom Senat 
''«r MHL und der ünterrichtskommiss ion 
»unterstützt. 



n^^^"^j"-^^f--f'^^y^^l^?^P? ■■^^^^'^'^ haben wir 
u.a. mix ^ ^^iuglilattakt ioner. in der Lübecker 
Innenstadt (Juni und Dez. 76) geleistet. 

Inhaltlich wurden . sie auch von der ÖTV- 
Ltibeck und dem Personalrat der MhL 
unterstützt. Die Flugblätter wurden aucij 
In der KHL auf den Stationen verte^ j t. 
Denn genauso wie wir, sind Patienten, 
Pflegepersonal und Ärzte von der FJ- 
Miaere betroffen. 

Eine Pod iumsdiskusslon im Dez. '76 brachte 
f 0 1 gende i;rgebni8se: 

1. Die OTV undder ihr angeschlossene Bund 
gewerkschaftlicher Arzte (hGA) bekräf- 
tigten ihre Unterstützung aller unsere 
PJ-Forderungen. 

2. Entgegerf den bisherigen Berechnungen 
wurde nach Erfahrungen der ersten PJ' 
1er und Bedenken von Prof. Otto die 
Forderung nach Eibeziehung des Klini- 
kums Süd als Lehrkrankenhaus aufge- 
stellt. Präsident Klinke wich damit aus, 
daß die Kapazitäten im Augenblick ja 
ausreichten (kurz nach der Veranstalt- 
tungstellte sich heraus, daß die Ein- 
beziehung von Süd nicht diskutiert 
würde! ! ) . 

?. Eine Unterschrif tenakt ion inder KHL 
sollte die Kliniksangestellten Über 
' ■ die PJ-Problematik informieren und da- 
zu führen, daß sie unsere jorderungen- 
unterstützen. 

4. Eine ' Arbeltsgemeinschaft Prakt j.^9heB 
Jahr' wird gebildet. 

Diese PJ-AG bemühte sich auch sofort um 
genaue Zahlen in 'Ost' und 'Süd', um auf- 
zeigen zu können, daß sich durch die 
Einbeziehung von Süd als Lehrkrankenhaua 
die Ausbildungsbedingungen und die Pati- 
enten- bzw. Personalbelastung verbessern. 
Auszug aus PJ-Info VI : 

"Die MHL hat insgesamt etwa 1o5o 'etten. 
Die maximale Studentenzahl pro Jahr, also 
auch im PJ, beträgt 1o4 (Senatsbeschluß). 
Und so sehen dann die Verhältnisse in 
den beiden Pflichtfächern aus: 
Innere Ost:210 Betten 56 PJ-ler (also 

pro PJ-ler 5,8 Betten) 
Chir. Ost:?35 Betten 3^ pj.^^^ ^^^^^ 

OrtJSp.Ost: 40 Betten ^^^^^i"^"^ "^'^ 

An den ünikliniken Hamburg bzw. den an- 
geschlossenen Lehrkrankenhäusern werden 
als Kindest verhältnis 10 Betten pro PJ- 
ler angesetzt (in West-Berlin 15-17). 
Wird die i:iinik Süd für die PJ-Ausbild- 
ung einbezogen, so sieht das ganze gleich 
viel besser für uns aus: 
Innere (Ost und Süd): 40Ü Betten 

56 PJ-ler (also pro 
PJ-ler 1 1 Betten! ) 

Im übrigen muß man bei einem solchen 
Vergleich berücksichtigen, daß in Lübeck 
nicht nur die PJ-Ausbildung, sondern z,B, 
der Untersuchungskurs, Inneres Praktikum 
etc, stattfinden (Patientenbelastung! ! ! ) 
Auch für das Stationspersonal und den 
Stationsarzt ' ist es wesentlich, ob er 
neben seiner Statons-, jNacht- und Wochen- 
endarbeit die Arbeit von 4 oder 2 PJ-lern 
überprüfen muß! ! ! " 

Ein Erfolg unserer bisherigen Arbeit ist, 
daß nicht nur Teile der Öffentlichkeit, 
sondern inzwischen auch die Ärztekamn:er 
Schleswig- Holstein unsere Forderungen 
Unterstützt! 
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^Äoa -seit einigen Semestern wiLrde. ver- 
sucht, eine gut funktionierende PJ-Ar- 
beitsgruppe an der MHL einzurichten« 
tTedoch lerst im Januar dieses Jahres kam 
es dazu^ daß sich etwa "lo Kommilitonen 
auf einen Beschluß der Vollversammlung 
hin in/€(iäM* fölchön öÄ'tilJS)« ^seüöffien- ; 
taten. 



Waa war der Grund für diese plötzliche 
Aktivität unter den Studenten? 

Durch Äußerunj^en des Präsidenten und 

■einiger Professoren der MHL auf einer 
■Fodiumsdiskussion im Deaember '76 waren 
wir mit der anstehenden Problematik kon-i 
f rentiert worden: Professoren der MHL 
meldeten schwerste Bedenken an» 1oo PJ^ 
Absolventen allein im Klinikum Ost aus- 

.zubilden. Der Präsident j»dQch beschwich 
tigte, daß auf Jeden Fall Plata für alle 
da aeiund im Bedarfsfall immer noch in' 

■Terhandlungen mit dem Klinikum Süd (dh^ 
mit der Stadt) eingetreten werden könne* 

;Ih einer späteren Senat s Sitzung 'aller- .;• ■ 
dings wurde klipp und klar mitgeteilt, 

"daJ2 die Klinik Süd niemals als Lehrkran- 

"kenhaus vorgesehen war und in keinem Fall 
für die Ausbildung zur Yerfügung stehen 
würde! 

Die Entrüstung unter den Studenten, 
.die stets davon ausgegangen waren, daß 
gerade in Lübeck ausreichende Möglich-- 
•keiten für die PJ-Ausbildung vorhanden 
seien - eben durch die beiden Kliniken . 
Ost und Süd - war natürlich groß.. Und 
so lag aucli der Arbeitsschwerpunkt der 
fets au® Bernes terende auf diesem 
^Gebiets 



— Es wurda ein« Uiit»Mchrift-enaas»aunB 

unter den Studenten, Assistenten und Pro- 
fessoren durchgeführt, Die Dozenten wur- 
den in dieser Sache angesprochen ^ es kamen 
viele Diskiissionen in Gang (und ein Pro- 
fessor - aah'^ sich sogar gedrängt, x&ü sei-* 
„nen versammelten Mitarbeitern etct feuri- 
r^ges Plädoyer gegen unsere Unters ehr iftreiof 
- Sammlung zu halten. . . ) Insgesamt riiaben ■ ; 
^:^bo Studenten, 3o wissenschaftlitfhe' -r^-!..-! 
i Assistenten und Oberärzte und 2 Profes- ■ 
':aoren die Forderung nach Einbeaiehunia: - 
-des Krankenhauses Süd in die PJ-Ausbil^ 
dung; und nach Abschluß von AusblMuiiKS- 
, und Tarifverträgen unter schrieben I 

— Trotz witerlicher Kälte wurden Flug- 
blätter in der Icmenetadt verteilt, die. 

.'von AStA, ÖTV und Personalrat der , MHL 
iir oerzeichnet waren irnd den Paasantiaii^' 

■^ie Probleme unserer Ausbildimg- mril^da*-'^- 
mit auch die der zukünftigen medi^itti- ,- 
sehen Versorgung verdeutlicijen. sollten» 

f Auch bei dieser Aktion wurden zabireiche 

"tftit^rschriften unter unsere gorderungyai ; 

■gesaaffielt, ■■; 



— Die PJ-AG holte -Informationen von Ol-- 
fisieller Stelle über die tatsfeclilich» *^ 
Zahl der Betten in den Klini]i;en-, der MA-*^. 
Stellen und Assistenten-Stellen ein. Da-.' 
mit wurden Berechnungen über, die Tertel-., 
lung der PJ ' 1er lÄsr kommenden -Semester -i^^ 
angestellt und die firgebniese zusaiH&«^^> 
mit anderen "Neuigkeiten" in aehrarsn.:-.:;;:?! 
Flugblättern (PJ-Info Hr.. Ibis 7) ver-. L. 
öffeatlicht. Das Praktische Jabr-^var^'i^ll; 
tatsäclilich' in aller Munde 





n-i^ flltuation am'"Ende -des Winter^ 

I?Senat-wird am 77-fölgeüd|| 
Beschluß- g«f aßt; ^"'^'^rJÄ ■■■^-'i:^^ '^-M 

"Der Senat^ st elltr^-^ieit y daB 
ihre Aufgaben ix SorachimK'," :JiÄiire 
Krankeaveraorgui»^ jtrag=-*pfüll€ii ka_^ 
wenn auöfa währ ena-<MS%ai1»ri8» ' Auf 
püase in den nächst «iiv itaiir«n~ die 
tionirähigfceit Tind Äsipaaltfit 
ri c hrungeß:. -zuttindes t erhalt «n-^blii^jj; 

Die Landesragi'srung wird deshäljt» ^ 
beten, hierfür, im JKahmen des weitajj^^ 
A.usbauB duTjCh geeigtiete Baßiiisfhnien Soi^g 
zu tragen. ■■ ..-^^ ■ 

Insbesondere miiß die weitere- Hiti»^* 
nutztmg von Einrichtungen der Hedlziy 
sehen Klinik Süd für die"- MHL:.". bis ■ zu^,] 
betri ebnahme entsprechender EinidLchl^ 
gen im I. Bauabschnitt des Zentralküj 
kums der MHL sichergestellt blaibea.Ji^ 

Die uns bedrückenden Erobleme-sind^ 
dpch nach wie vor ruagelost. ^ 

Arb e i t s s c hwerpunk t e- dLer ^ J-Ag -währ ifl 
H-er kernest e;rf er ien j J'v' Ij^.^..^ - '-^-^ 
^ .:. ■ "' ';■ * ''--'^■■'■H 

Während .der" vörlesuagsfraien-ZiBili-^ 
fanden üswel - VochensntiaeminB3?e * stratt i-]^ 
Hauptthemen war en ainearselts . das Curi ' 
culum für das' Pä und- «mdereracitSv Ifei 
legungen zum .Btreilr. ia- 3oaaerA,emest^ 
' Die Vorsciilägfe. für .Veraastaltangi 
Arbeitakreise..Had\'tode3?a Aktivität 
während detr ßtreiktaga fidüt,-Jlirv 
. Seite f^T. • :. ; . 

Bezüglich der Durchführung ■ des Jöf^ 

wurden folgende Probleme besprochen 

(I'ür Interessierte liegen die Protokol 

in Stichpunkten der beiden Seminara-In 

AßtA «ucifc-?s^i-=-> '"^-'^ ■'■^'.4' 
; ■ ■ ■ ' - 'i .... ■■■■ ■ ^ . 

EettenschlüsselY ■ ■ ' ■ ' ' ' .-f •"■ < -.'^i 
ifach eingehender Diskussion kam man 
zu der Einschätzung (hier müssen natSü 
lieh weitere Erfahrungen gesammelt 
den!), daß mindestens 1o. Betten je Jj| 
vorhanden sein müssen. In AnbetracHH 
doppelten Belastxing der Patienten (^9 
das . PiT und .den übrigen Jclüiischen 
rieht erscheint diese Zahl fast scb^ 
zu gering. Die PDPdenmg nach Einbe^ 
.-^.irnng der Chirurgie Süd muß jedoch 
;';;^bei Anwendung dieses '.Bett enachlüsse!^ 
.. gestellt werden I -„^ .. 

Stellenachlüssel : " -i-- ^-ü»:'!-.^ 
....1 Arzt zusätzlich für 8 iPJ'lert .'^ q 
'- Dabei muß vorausgesetzt; werden, daß ^ 
j,;{stens^: genügend Planstellen vorhanden 

■und diese voll besetzt sind und zweiJll 

für je zwei MA~Stellen. bei deren Weg^ 
c fall eine Vollassistenten-Stelle, neu»! 
r: eingerichtet wird. Das 3i«l der Stelf^ 
■-^ Planung muß sein, daß- stets zwei &jszW 
:^mf. jeder Ausbildungsstation .anwese*a| 

und.- zuständig sind r - .v-^-„_w' ^. ^ 

: : Curriculum ; -: - 

' .-i.. In Lübeck gibt es "bislang, öbwolri-a 
«ich hier seit dem 1.8.1o.76 ittis PJ-^J 
durchgeführt wird^. kein CurricuTa^ ^ 
r,;;; ( . ^r bindliciier' ilaä- für .die.: 3)iircM^H 
,i-^i:miS*,d«» l3Enterrichts), es ist- attclr-?!Pl 



iJ^i^B^ in Arbaxt 1 
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So sieht der im Vorlesuagsver- 
.„Qicbnis abgedruckte Stmdenplan für 
ieden Mittwoch ein buntes Sammelsurium 
: yon Vorlesungen für alle PJ-Absolventen 
gemeinsam vor ~ egal ob diese nun ge- 
rade in der Inneren, in der Pädiatrie 
.■ ^er sonstwo arbeiten, müssen sie die 
ganze Fächerpalette über sich ergehen 
fassen, in der Regel, ohne einen Bezug 
2U -ihrer jeweiligen -oraktischen lätr^ 
j^eit SU haben. Die Erkenntnis, daß exn 
solcher "Erontalunterricht" »der in kei- 
ler Weise mit der Praxis abgestinant^ 
Jgt, recht ineffektiv ist, hat sich 
^öhon vielerorts durchgesetat — nur 
ja Lübeck noch nicht ?1 

Für die anderen ^ Tage auf der Sta- 
tion gibt es überhaupt keine Richtli- 
nien, nach denen die Ausbildung ablau- 
fen soll — es bleibt der Initiative 
ies einzelnen und des Stationsarztes 
{'überlassen, ob und wie effektiv die.--- 
Ausbildung ist. Deshalb brauchen wir 
jas Curriculum, denn damit wird die 
'^Ausbildungeverpf lichtung der Hochschu- 
le bzw. mser Eeeht auf Unterrichtung 
-f:e st gelegt. ' • 



Während der Wochenendseminare wurden ■ 
ishalb die Ziele der PJ-Ausbildung 
?z formuliert: 

i) Wir sollen lernen, das bisher er- 
lernte theoretische, systematische Wis- 
sen auf den Einzelfall anzuwenden - 
2.) Wir sollen lernen, unsere Rolle als 
Beschäftigte im Setrieb ErarLkenhaus zii 
1 verstehen. 

SU 1.) Wir kamen au dem Schluß, daß im 
Ifoßen und ganzen das Curriculum der 
fest-Berliner Uni übernommen werden 
könnte. Denn es beinhaltet eine ausge- 
wogene Zusammenstellung der einzelnen 
l Bereiche 

[ — Stations arbeit, Betreuung!; "eisener 
Patienten", Arbeit in der Ambulanz 

I*- Pallbe sprechungen, Kolloquien,' Lehr- 
visiten 

'— begleitender Unterricht (,zB» EKGi 

Kurs) - 
— Eigenstudium 



2*) Um den gesamten Klinik-Betrieb 
hl. verstehen, wäre es sinnvoll, an den . 
Anfang des PJ" Veranstaltungen zu stel-. 
len, in denen diejenigen wichtigen Din- 
ge vermittelt werden, die bei der täg- 
lichen Stationsroutine nicht eingesehen 
werden können. Aus der YielzaJhl mögli- 
cher Themen sollen hier nur einige ge- 
nannt werden^ 

— Organisation des Betriebes Kranken- 
haus, Arbeitsteilung und Aufgaben 
der einzelnen Berufsgruppen 

— Aufgaben, Zustandekommen uad Etcht« 

.des Betriebsrates 




. Krankenhausfinanaisrung'sgesets 

- Si'ankenstand des Hauses', Liegezeiten 
■ Bin zugs gebiet des Krankenhaua.ee, 

se^iale Verhältnisse der Patienten, 
industriebetriebe im Einzugsgebiet, 
niedergelassene Ärzte und 'Kranken- 
häuser im Einzugsgebiet 

- Organisation der Stationsarbeit — 
und Alternativen 

-Führung durch wichtige Einrichtungen 
zE. Wäscherei, Eüchg, Magaziin 
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dem Senatsprotokoll vom 17.2,75 

p l^orschlag am Eoottission II beecMleet der Senat, das Land zu bitten, mit den Internats- 
Jdenten AusblldungeverträRe malog den für Referendaren geltenden Bestimmungen abzu- 
|iießen,da 80 vor allem auch der sozialen Sicherheit der Studenten Rechnung getragen 
fden könne ' 

fäem Senat Protokoll vom U 11 • 76 

irlgen soll das Kultuaminlsterium erneut auf die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
" pauschalen Haf tpflichverslcherung für daß htngewlegen werden. ...... 

Thema Schutzkleidung sehließt eivh der Senat dem Verwaltungarat an,dai den Inter- 
<iari««+-o« -.»/vm vn«ivi»Tn iin*»n +. iTPi 1 1 1 nh in ledein fall nässende SohutzkleidunK zur 



Kernstück unserer Fordei-ungens 
Tarif-und Ausbildungsvertrag 



Zur Retreluns-<i«r- Rechtsverhältnisse der Ab- 
solventen deo Praktischen Jahres nach der 
Approbationsordnung für Arzte fe§ 3,4,, gemäß 
Abs»1 wird swischen ^ ^, , 
Der ßundesrepublik Deutschland 
vertreten durch deiJ Bu^xdesmimst.er ,^es, inn^r^ , 
ren 

Oer TarifgeaeiftiSchaft deutscher Länder 
vertreten durch den Vorsitzer des Vorstands 
Der Vereinigung der konirounaleti Ai*heitf eber- 
verbände 

vertreten durph dem Voratand 
■m einerseits - 

der Gewerkschaft öffetitliche Dienste, Trans- 
port und Verkehr _ ^ . „ , 
vertreten durch den Bundesvorstand 

- aftdererseits - 
folgender Tarifvertrag geschlossen: 

§ 1 Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für die Absolven- 
ten des praktischen Jahres nach 3 der Ap- 
probationsordnung .für Arzte vom 28. Oktober 
1970 (BGBl. l.S. 1458) in der praktxschen Aus- 
bildung an Universitätskliniken und -an Kran- 
kenanstalten, die nicht Krankenanstalten der 
Hochschule sind (Akademische Lehrkrankenhäu- 
ser), , . , • 
g 2 Ausbildungszeit und Ausbildung 
Die regelmäßige Ausbildungszeit beträgt 40 
Stunden/* oche an 5 Wochentagen- Soweit die- 
se reprelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit 
durch ^notwendige Hilfeleistungen überschrit- 
ten wird, ist im gleichen Monat eine zeit- 
lich entsprechende Arbeitszeitverkürzmig zu 
gewähren. Die Teilnahme an Nachtrt "ochea- 
end- und Bereitschaftsdiensten erfolgt auf 
freiwilliger Basis, ßiese werden im Rahmen 
der 40-Stunden-Woche auaschliöSlich mit 
ffteiaeit, nicht aber mit finanziellen «on- 
d erver gütungen abgegolten. 
Die wöchentliche Augbildung umfaßt prakti- 
sche lind theoretische Ausbildung, Für die 
AusbildungSinhalte gilt das Ourriculum für 
das praktisciie Jahr der jeweiligen Fakultät. 
Das Ourriculum ist Beatandteil des Tarif- 
vertrages. 
§ 3 Status 

^ie Absolventen des PraKtisehen Jahres erhal- 
ten für die*5Jauer des Praktischen Jahres den 
Status von Artiszubildenden mit Anspruch auf 
Vertretung g»Bä& dem Pereonalvertretuagsg*«- 
setz. Für di« Absolv«ntoa des l&eakti sehen 
Jahres wird fias Streiltrecht garantiert» 
Die Krankenanstalten der Hochschulen und die, 
akademischen Lehrkrankenhäuser schlieüen 
St dSi Absolventen des Praktischen Jahres 

^b?ldu^s?erträge. /i^Si^Srab!"'^ 
wird für mindestens exnen Ausbildung 3 ab- 
schnitt ( 4 Monate) abgeschlossen, wobei er 
Bi«h auf 8 oder 12 Monate verlängert, wenn 
der Absolvent des Praktischen Jahres die 
entsprechenden Ausbildungsplätze am Kranken- 
haus vorfindet. Muß der Absolvent des Prak- 
tischen Jahres während seiner Ausbildungs- 
zeit die Ausbildungsstätte wechseln, weil 
die entsprechenden Fächer nicht an einem 
Krankenhaus selehx't werden können, ^so wer- 
den die Ausbildungsvertrage zu Besann des 
Praktischen Jahres im Voraus abgeschlossen, 
fii^ Absolventen des Praktischen Jahres wer- 
den den Krankenhäusern der Hochschule und 
den akademischen Lehrkrankenhäusern von den 
medizinischen Fakultäten zugeteilt. 
Ein Ablehnungsrecht seitens der »^?^demisphen 
H-ehrkrankenhäuser besteht nicht, eaße Probe- 
zeit wird nicht vereinbart. 



Kündigung des AusbildungSverlÄltnisses durch 
, die Krankenhäuser ist nicht stattnait.^ 
'Die Krankenhauser verpflichten sich, die Ab- 
solventen bei Verzögerung der Ausbildung 
(Krankheit usw.) solange im Ausbildunga ver- 
trag zu halten, bis das Ausbildungsprogramm 
erfüllt ist, 

§ 4 iintgeld, Urlaubs- tiÄd teäleherungsr«* 

gelung 

Die Absolventen des Praktischen Jahres eis- 
hl at en ,^ine monatliche '»^ejrgutimg ;€P jaß § . 10 - 
BBiG von im Augenblick 700.- DM Cdatoliehe 
Steigerung mit neuem Tarif absehluß} . Das i-nt- 
gelt ist am 15, eines äeden Monats für den 
laufenden Monat zu zahlen, _ 
Kindergeldauschlag wird nach den für die An- 
gestellten des Trägers der Anstalt jeweils 
maßgebenden Bedingunsen gewährt. 
Den Absolventen des Praktischen Jahres wer- 
den die an den jeweiligen Krankenhäusern üb- 
lichen Sozialleistungen für die Auszubilden- 
den gewährt (Essenssuschuß, kostenlose Ar- 
beitskleidung, Fatirgeldzuschuß usw.). Liegt 
das Krankenhaus außerhalb des Wohnorts des 
Absolventen, so stellt das Krankenhaus aus- 
reichenden Wohnraum für die Dauer des Prak- 
tischen Jahres zur Verfügung (sowohl Mnzel- 
wohnungen als auch Wohnungen für Familien;, 
wobei die Vermietung vom Krankenhaus trager 
zu organisieren ist. 

Der ' Absolvent des Praktischen Jahrös hat ka^ 
recht auf einen 4-wöchigen bezahlten Jahres- 
urlaub, der entweder anteilig odsw aiisammen- 
hängend genommen werden kann, ■ . - _ . 

Der jeweilige Krankenhausträger schließt_fur 
die Absolventen des Praktischen Jahres eine 
Haftpflicht-, Ünfall- und Invalidenversiche- 
rung ab. 

Den jeweiligen Krankenhäusern sind hierfür 
kostendeckende Landesmittel au gewähren« 

§ 5 Inkrafttr#tea 
AUSBILDUNGSVM^Ag 

§ 1 Zwischen dem (EranlEenhausträger) 
und dem/der Studierenden der Mediain» ,.• 
wird folgender Aushildungs vertrag über die 
Auabildung wahrend des Praktischen Jahres 
gemäß § 1,1, §§ 2, 3 und der Approbations- 
ordnung für Ärzte vom 28 «Oktober 1970 und 
§ 19 des B«rufsbildui^sgeaetaes geschlossen» 

§ 2 Inhalt 

Für die Dauer der Ausbildungszeit, für Sta- 
tus, Entgelt und Soaialleistungen gilt der 
einschlägige fssrifTertrag. 
§ 5 Änderungen 

Hiervon abweichenden Vereinbaifttogen bedtirfen ■ 
der Genehmigung der' 2«rifpa?tTx4£'* ■ ' 

§ Ausbildung, , 

Das Äuahiidttngsverhältnis beginnt am 
und endet am .... ohne daß es einer Kundi- 
Kung bedarf« Vor diesem Z'eitpunkt kann das 
Vertrags Verhältnis gemäß § 15 BBiG vom Aus- 
zubildenden gekündigt werden. Das J^ranken- 
haus verpflichtet sich, den Absolventen des 
Praktischen Jahres gemäß den S§ 3 
Approt^ationsordnung für Arzte auazuhild^n. 
Hierbei wird insbesondere gewährleistet 

a) daß der Absolvent des Praktischen Jahres 
nicht zu ^ätigkielten herangezogen werden 
darf, die seine Ausbildung nicht fordern, 

b) die Einhaltung und Ausführung der von der 
jeweiligen Fakultät erstellten verbindli- 
dhen Lehrpläne und Richtlinien. 

Für die theoretische Ausbildung gilt das 
Ourriculum für das Praktische Jahr der je- 
weiligen aediainischan Fakultät. 

, § 5 Inkrafttreten 




Die Einstellung des Wettrüstens Ist dringlichstes Gebot unserer Zöit Aiif «Uen Kontinenten drängen Millionen 
von Menschen mit unterschiedlichen Weltanschauungen und politischen oder religiösen Oberzeugun^en. Qe- 
werkschafter Kirchenverlreter, Politil<er und Wissenschaftler auf seine Beendigung. Sie fordern, mit der Ab- 
rüstung zu beginnen, damit die Menschheit Ihre dringenden Gegenwart»- und Zukunftsaufgaben bewältigen 
kann. 

benn das Wettrüsten schafft keine Sicherheit, sondern bedroht den Weltfrleden und gefährdet Entspannung und 
Verständigung. 

Es verhindert soziale Sicherheit, Reformen und einen wirksamen Kampf gegen Hunger, Elend, Krankheit und 
Armut. 

Niemand kann sich auf Dauer diii Förtsetzung des Wettrüstens leisten. Unsere Welt braucht ein Gleichgewicht 
des Vertrauens yttd ril#it des Schrecke is, braucht Zusammenarbeit und nicht Konfrontation. 

Neue Möglichkeiten sind entstanden. ^ ^ ... * , j « 

Die gesamteuropäische Konferenz von Helsinki und die Verträge twisten Ost und West zeigen, daß man 
sich trotz unterschiedlicher politischer Positionen über wichtige Fragen einigen kann. _ 
Ab 15. Juni 1977 beraten in Belgrad Vertreter der 35 Signatarstaaten der KSZE in Helsinki, wie der Ent- 
spannungsprozeß jetzt gefestigt und fortgesetzt werden kann. . , M *^ 
Zwischen den USA und der UdSSR wurden ein Abkommen über die Verhütung eines Atomkrieges und erste 
Vereinbarungen zur Begrenzung der stratseglächen Rüstung 9e^''oWen. Sie erklären, daß es im Atpmzoitatter 
keine Alternative zur friedlichen Koexistenz in ihren Beziehungen zueinander geben kann. 
Die übenväitidende Mehrheit der Staaten in den Vereinten Nationen fordert, eine Wettabrüstungskonferenz 
einzuberufen den Waffenexport zu stoppen und die Herstellung neuer Massenvernichtungswaffen, den mili- 
tärischen Mißbrauch der Umweit, alle Atomwaffentests und die chemischen Waffen zu verbieten. Sie fordert 
daß die großen Militär mächte Ihren Rö^ungsetat um zehn Prozent senken und die freiwerdenden Gelder fijr 
soziale Reformen und den Kampf gegen Hunger und Elend in der Welt einsetzen. 

• In Wien verhandeln 13 Staaten aus Ost und West über die Verringerung der Truppen und Rüstungen in 
Mitteleuropa. Es ist vorgeschlagen, daß alle Staaten zunächst für die Dauer der Verhandlungen ihre 
Rüstungshaushalte nicht erhöhen. 

Alle bisherigen Erfahrungen machen deutlich, daß Obereinkommen möglich sind, wenn keine einseitigen Vor- 
leistungen verlangt und die Fragen in den Vordergrund gestellt werden, die im allseitigen Interesse liegen und 
lösbar sind. 

Unser Land kann durch Entspannung und Abrüstung nur gewinnen. Es steht vor der Entscheidung; 

- Entweder werden die Rüstungsausgaben eingefroren oder Inflation und Haushaltskrise verscharfen sich; 
entweder werden mit eingesparten Rüstungsgeldem neue Arbeitsplätze geschaffen, demokratische Reformen 
ermöglicht, mehr soziale Sicherheit gewährleistet, der Umweltschutz, das Bildungs-, ©esimdheife- und Ver- 
kehrswesen verbessert oder die dafür benötigten Steuergelder werden für immer mehr Rüstung und neue 

Waffensyateme vergeudet; j«, 

- entweder wird der Wlldwuchs der Rüstung beseitigt oder wirtschaftlicher und politischer Ma<*itzuwachs der 
Rüstungsindustrie und reaktionärer Generate gefährden zunehmend die Demokratie. 

Der Kurswechsel zur politischen Entspannung wurde erfolgreich eingeleitet. Jetzt muß ein Durchbruch zur 
militärischen Entspannung folgen. Die ungezügelte Fortsetzung des Wettrüstens nutzt eiletn den Gegnern der 
Entspannung Sie nutzt allein denen, die am Wettrüsten verdienen, die deshalb Konfrontatton nach innen und 
außen verschärfen, die alte Vorurteile sdiüren, mit Feindbildern des Kalten Krieges die Aufrüstung re«*iifertlgen 
und damit Frieden, Demokratie und Fortschritt aufhalten. 

Wir ^Qf4®m d®Fi Stepp sIoq Wettr Ostens: 

• Kstn« welteie Erhöhung des Röslungshaushtttss und Verzieht auf alle neuen Rüstungsprojekte; 

• einen konstruktiven Bettrag tor die Wiener VerhandHingen iher dl» Verringening von Truppen und RQstun- 
gen In Mitteleuropa; , „ . . _^ 

• die Rüstung entsprechend den UNO-Retolutlonen zunidist um zehn Prozent zu senken, um die frelweräen- 
den Gelder fOr wirtsehafttlche und soziale Aulgaben bei uns und In den Entwicklungsländern zu verwenden. 

Wir appellieren an alle Bürger unseres Landes, sich tatkräftig einzusetzen für die Einstellung des' Wettrüstens In 
Ost und West. 

Wir rufen auf, dafür einzutreten, daß der Rüstungshaushalt der Bundesrepublik ntd»t welter ertrthtwird. 
Wir rufen auf, mitzuarbeiten In Abrastungslnltlatlven und tsllzunehmen an den Daitiens^atloiteii tn: 

Bremen, Eesen, Frahldurt, München am 21. und ^ Mal t977: 

„Beendat das Wettriltten" 
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Inzwischen Ist wohl jedem klargeworder. , daß 
das Trakt l:-;cne 'ahr.bzw all die Jchwlerig- 
keiten.dle einei' sinnvollen Durchführung im 
Wej^e stehen ^nicnt der Bockmist einiger ausge- 
flippter Mrokraten.sonde m die Misere gesell- 
echaftliehe Ursache hat. 

Dennoch Ist dies schwieriger zu durchschauen 
aIb die Tasache 

- daß in PaWü 1590 Hochschullehrer und Eozen- 
tenstellen, dem außer verschiedecer PH's und 
geseilschaftewlsBenschaftl Icher i-'achberel- 
che auch die Vorklinik in Hohenheim zum Op- 
fer fallen boII» 

— daß In NiedereachBen 6500 Studienplätze 
vernichtet werden sollen 

- daß in NHW 3 PH's (26000 Studenten) aufge- 
T löst werdem sis-llmn . .wÄvj, 

Baß diese Kotst if tpol it ik auch vor LUbeck 
keinen Halt macht, kann man sich vorstellen, 
aber dazu kommen wir noch, (s.u.) 

Wohl ebenßo bekannt ist, daß die 'ixjaung' 
der blldungspolitischen Probleme^ insbeson- 
der deg Numerus Clausus durch eine kurz- 
fristige Überlastung der t'ochschulen ('Über-, 
laetjCfUOten' )bewerkstelligt werden soll. 
J3as bedeutet, daß ohne zusätzliche Investi- 
tionen, ohne daß auch nur eine müde Kark mehr 
ausgegeben wird für den Ausbau der Hoch- 
schulen, für mehr Planstellen etc.d.h durch 
eine weitere Dequal if ikation des Studiums 
die anstehenden Probleme gelöst werden sol- 
len. 

Genauso wissen wir, daß mit der Durchsetzung 
der im HHG verankerten Form lerungsmaßnahrnen 
auf Landes- (Landeshochschulgesetze) und 
Hochschuiebene (Studien- und Prüfungsordnung- 
en) eine durchgängige Formierung des Plldungs- 
wesenSfd.h. Ef f ekt ivlerung und Rationalisie- 
rung durch materielle Einsparungen (vergl, 
fortlaufende Kürzungen im Bildungsbereich) 
?*B» durch Stellena trelchungen, Regelstudi«n- 
zelt mit 2wang8exmatrikulationetc und ein« 
Inhaltliche Ülnf luSnehme auf die Ausbildung 
z»B durch die Einführung von Studien 'reform' - 
kommlsflionen in denen Vertreter aus Staat, 
ftöch schule und Großkapital sitzen und staat- 
liche Fachaufsicht errreicht werden soll. 



Seit einigen Semestern können wir die 
verstärkte Tendenz von Hochschullehrern fest- 
stellen, die Studienbedingungen durch die Elnl 
führung von selektiven Klausuren und PrüfurigZ 
en zu verschärfen (siehe Lorentz.Psychiarie 
Orthopädie, Urologie, ... )Der Leistungadruck * 
wird so erhöht, schlechte Kurse auf diese Wei- 
se 1 egit lemlert und die Auseinandersetzung 
mit alternativen Lehrinhalten vert-tindert. 
Damit machen sich manche Hochse hui 1 ehre r 
-wlBsentlich oder nicht- zum Erfüllungsge- 
hilfen des Großkapitals. 
In dieser Situation passiert folgendes : 
Uie Mitglieder des Satzungsausschueses be- 
kommen vom Präsidium einen Vorentwurf der 
Verfassung der Hochschul e . Oas Ist zuerst 
einmal unverdächt ig, ( Da ßteheri zwar einige 
Sauereien drin wie Ordnungsrecht etc aber 
das wird man in der biekussion verhindern J 
können) M 
Die Mitglieder des Studienauaschusses be- V, 
kommen einen Entwurf für eine Studienordnung, 
Zuerst einmal, gesehen auch relativ unver- 
dächtig. 

Nun wird ee spannend wie ein schiechter Krimi, 
Der StudienausachuÖ billigt eine Krhöhung der 
Auabildungskapazität (von 103)auf 106 Studen- 
ten pro Studienjahr, Die Mehrheit der Hoch- 
schullehrer döst vor sich hin, ihnen ist das 
ja egal - glauben sie jedenfalls. 

Plötzlich kommt heraus -so nebenbei, im I-Jach- 
hinein- daß diese Zahl der ZVS gemeldet 
wird und für das kommende WS verbindlich ist. 
Gleichzeitig wird -die Mehrheit der Profs 
schläft Imraer noch- beschlossen, daß im WS 80 
und im SS 26 aufgenommen werden, ein weiterer 
Schritt zur Einführung des Studienjahres, 
haum Je-nand hat gemerkt, was hier gelaufen ist, 
Die Zulassung an der MHL wird nun (ab WS) 
durch die /VS gemacht, D^s bedeutet, daß die 
106 Studenten nun voll werden (Bisher im 
Schnitt 85), ohne daß auch nur eine zusätz- 
liche Planstelle geschaffen oder uur eine 
Mark mehr investiert wird. 



Schulz & Waldeck 

Sanitätshaus 

'Arxbe- uncL Kranfcenhaux<3ed«f 
KfWiiMenpf lege - ArtUeeL 
nodiernB 0»4 K io p wWi » '1eAniK 
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Lb dies bedeutet wird schnell klar, wenn man 
Bch vor Augen hält, daß der Kursaaal (hier 
Jerden die praktischen Teile des Mn.Ghemle- 
Kikroblologle- und Pathokurseg abgehalten) 
jmr 80 Plätze hat,8oolte es bei manchem däm- 
K'eiTi . Tut ' s aLJch. 

fluf <ii^ Frage, wie das geregelt wird,helüt es, 
es seien achließllch 'i-ör^onate Semeat erf er len 
jfn Jahr. Die 'überschüssigen ' Kommil itonen mUS- 
j. ten dann ihre t urse machen, 
ynd nun gewir;nen die o.g. Entwürfe von Studien- 
ordnung und Verfassung d«i' hochschule an Be- 
eutung. ija steht nämlich : 
&7 Verfajssutig bzw&7 Studienornung) 

'"pie Teilnahrae an Pflichtlehrveranstaltungen 

jarf nur insoweit beschränkt werden, als 

^} bei Übungen oder Praktika nicht genügend 

Arbeitsplätze vorhanden sind 
i) der Besuch der Lehveranstaltung den vor- 
herigen erfolgreichen iSeBuch einer ande- 
ren Lehrveranstaltung oder eljien besonde- 
ren leistugsnachwels, InebcBondeire eine 
Zwischenprüfung voraussetzt ....... '* 

dann an der Lehrveranetaltung teilnehraen 
»entecheläet das ios •! I 

fLLh. isi dUe k&kvt *MS ic*u Äde.... 

Die stille Hoffnung mancher Kommilitonen 
«möge dieser Kelch (die Hochschulf ormlerung 
und ihre Auswirkungen) an uns vorübergehen" 
hat sich nicht erfüllt. Nun ist es klar : - 
Eb handelt sich um ein längerfristig vorbe- 
reitet Konzept (Pestsetzung der Kapazitäten* - 
Verabschiedung einer, dl& mit der Überlastwiig 
der Hochschule entetehenden Frotileme aljeieh- 
«rnden Studienornung und Verfassung. 
Ute dlea gelingen, dann bedeutet das 
Vie Studienbe dingungen werden weiter ver- 
•fchärft (siehe 2,B. die Absicherung der 
öglicfakeit. Eingangsp rüfungen für Kurpe 
durchzuführen! 

das Studium wird welter dequalifiziert. 
Dies wird besonders deutlich, wenn man 
sich klarmacht was eine faktische Erhöhung 
der Studentenzahlen um 20% ohne Schaffung 
weiterer 'Planstellen und Sachraittel für 
die Durchführung oder gar Erweiterung des 
Kleingruppenunterrichts bedeutet, iJieser 
wird nämlich in der Konsequenz völlig 
abgeschafft \\\\ 

dieser Stelle sei klar und deutlich 

esagt : 

Wir sind nicht der Meinung, daß weniger Stu- 
denten auBgeb'ildet werden sollen - im Gegen- 
teil- ! 

Wir sind aber der Meinung, daß dies nicht 
,urch eine Verschärfung der Studienbeding, 
i^en und auf Kosten der Cjualität der Aus- 
bildung gemacht werden darf, sondern durch 
den sofortigen und zügigen Ausbau der 
'"^iiBc hui en, Erhöhung der Planstellen etc 1! 

wir verteigen nicht das Bildungspri- 
"<flieg, sondern wir kämpfen für seine Ab- 
schaffung ! 
Kicht anders verhält es sich mit dem PJ. 
Senau wie in anderen Bereichen ist Ursache 
der Misere die staatliche Rotstiftpolitik. 
So werden nicht genügend Ausbildungsplätze 
geschaffen, so werden wir nicht materiell 

sozial abgesichert, weil angeblieh "ksin 
Geld da ist' I M t ! 

Ore iLhScukt. der fllse*^ 

j'enn wir uns die Verteilung der öffentlichen 
haushalte ansehen, ist f eetKustellen ^ daß auf 
{er einen Seite der Bildungs- und Sozialhaus- 
oait fortlaufend gekürzt wird imd daß auf der 
.anderen Seite zugegebenermaßen zunehmend 
►Steuervergünstigungen und Invest itions- 
^ritzen für die &roßkonzerne gegeben wer- 



den, daß der Rüstungshaushalt , der in erster 
Linie wieder den Großkonzernen zugute kommt, 
weiter erhöht wird, daß der Etat für Polizei, 
Bundesgrenzschutz und Verfassunge* schütz' 
weiter aufgebläht wird. 




für LL^S öla-m^S ..., 

Ii Wir können die Probleme im nicht iso- 
liert von der Misere Im Geaaraten Hochschul 
bereich und der sie weiter verschärfenden 
Hoohschulfoririierung sehen, 
21 Älao müssen wir unsere Forderungen nach 
Aüsbiiaurtgs- und Tarifvertrag, nach materiel- 
ler Absicherung und nach genügend Ausbildungs- 
plätaen verknüfen mit unseren Forderungen zur 
demokratischen Studienreform (keine Überlast- 
quoten, keine Regelstudienzeit mit Zwangsex- 
matrikulation, keine Studien 'reform 'im Inter- 
esse des Großkapitals - sondern Ausbau der 
Hochschule etc) u *j 

1) Wir müssen angeben wie diese HaIän3h;Wten 11- 
■^anziert werden sollen. WirmÄssen das Argil- 
ment "es ist kein Geld da" widerlegen. Indem 
wir aufzeigen vie ünd in wessen Interesse das 
Geld verwendet wird. ^ ^ . . *»n 

Einen erheblichen Stellenwert hat die Auistei- 
lung und Unterstützung von Forderungen zur 
bilateralen Abrüstung. Nicht zuletzt darum 
unterstutzen die beiden Lübecker ASten den 
Aufruf «^Stoppt das Wettrüsten". Darum sollten 
wir uns auch zahlreich an der Demonstration 
für Frieden Abrüstung und Zusammenarbeit am 
21. Mai in Bremen beteiligen I 




JEDOCH -WENN ICH SELBST 
EIN ARZT BIN- 
WIRDALLES ANOeRS . 



i 




DANN 8IN ICH ENDLICH 
AUFDERRICHTieeN 
SEITE CER OLLEN WAÖß." 




Nachdem nun die Medizinstudenten seit Jah- 
ren ihre Forderungen erhoben haben und die 
Verantwortlichen in Eund und Ländern die 
sich verstärkenden Proteste schlichtweg 
tiherhört haben, sich jedenfalls in keiner 
Welae "bereit gezeigt haben »unsere Forder- 
ungen zu erfüllen, wird seit Okt '76 ein 
■bundesweiter Streik erwogen» 
Diesen hat auch die letzte VV an der MHL 
heftlrtforlje t * 

Die Media inet udenten werden (außer in S.H. 
und Bayern - wegen des späten Semesterbe- 
ginne) am 2. Mal in den Streik treten. 
Die grabet Immunpen in Bayern ^'^iri .qghleswig 
Holstein. so auch in Lübwck, werden vom g. 
hia 1^. Hai stattfinden, der Streik -beier- 
-folgreichef Urabstimmung- am 16. Mai begin- 
en.Bei diesem Streik werden die bundes- 
deutschen Medizinstudenten ihre gemeinsame 
Kampfkraft für die Erfüllung ihrer Forder- 
ungen einsetzen. 
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Ausbildungs- und Tarifvertrag für die Absolventen des i'rakt lachen Jahres ! 

( Recht auf Unterricht, Äa:ftpflichtTersichcrung,SoEiale Absicherung) 
Exietenziicherung durch z.Zt 700.- 

Elnrichtung von Polikliniken an den Lehrkrankenhäusern 

Recht auf freie politische und gewerkschaftliche Betätigung am Lehrkranken- 
haue einschließlich Streikrecht 

Sinbeziehung des Krankenhauses Süd -einschließlich der Chirurgie- ins PJ 
(üSiir ftö können wir «tot genügende Zahl von Ausbildungsplätzen sieherstelllen) 

Übernahme des CürriCUlüms durch die Organe der Hochschule ■ 
(.Nur ßo können wir unserer Recht auf eine sinnvolle Ausbildung absichern} 

Streichung der §§ 47 b»w 7 aus den Entwürfen der Verfassung baw Studienordnung ' 
der MHIr (Wir können und dürfen eine weitere Verschärfung und Dequalif Ikation 
unseres Studium nicht zulassen - erst recht nicht absichern lassen! ) 

Keine Verankerung des Ordnungsrechts an der KHL - Streichung des §U,2 der Verfassung 
der KHL (Wir können nicht zulassen, daß mit der Verankerung des grundgesetzwidrigen 
Ordnungsrechts in der Verfassung der MHL weitere Mittel geschaffön werden,um kritische 
Köara 11 itonen di sz ip l in i e ren , Streiks au verbieten etc..) 



Nicht nur die Erfahrungen aus Lübeck, son- 
dern die der gesamten Studentenbewegung 
haben gezeigt, daß es nicht ausreicht, einen 
Streik zu beschliessen,um diesen dann zu 
einem Kurzurlaub zu nutzen. 
Abgesehen davon, daß ein solcher, passiver 
Streik nicht die in der Öffentlichkeit not- 
wendige Resonanz findet (die wollen ja nur 
hlatmachen,.. . )ist es notwendig, daß wir mit 
einer aktiven Durchführung dieses 
Streiks, d.h. die aktive Beteiligung aller 
Kommilitonen, die Diskifpsion um unsere Situ- 
ation und um Inhalte, die uns xmser Studium 
nicht bietet, zu vertiefen. 
Der AStA hat deshalb in Zusammenarbeit mit 
der PJ-AG- folgende Vorschläge erarbeitet, 
die natürlich in der weiteren Diskussion 
konkretisiert und ergänzt werden müssen ; 
Srundsätzlich schlagen wir vor, den Streik 
und die Durchsetzung unserer- Forderungen 
durch drei Arten von Maßnahmen abausichem: 

- Öffentlichkeit Barbe it (evtl laadesweite 
Demonstration der S, H, -Medizinstudenten) 

- Arbeit au bestimmten Themen in Arbeits- 
gruppen, (Dies bietet zugleich die Möglich- 
keit au demonstrieren, wie wir uns die 
Organisation unseres Studiums vorstellen: 
Nicht nur sitzen und widerkäuen, sondern 
selbst kreativ werden ! ! ! ! ) 

- Gemeinsame, zentrale Veranstaltungen.z ,T. 
gemeinsam mit den FH-Studenten, die mögli- 
cherweise flieh ab 16. Mal an elneis tovindesweitiii 
FH-Streik beteiligen werden. 




Hier «oXlen ZwiachenergcbnlBe« der Arbelts- 
gruppen gegeben werden, evtl Referenten ein- 
geladen werden. 

Als Themen schlagen wir vorrPraktieches JahrA 
Berufsperspektive, Gesundheitswesen, Rurskrltik-j 
Formierung Im Bildungsbereich, Frau und Geselli| 
Schaft, Arbeitsmedizin ,,.) 

Diese Vorschläge sind weder ausgegoren noch 
festgeschrieben, D,h. alle Komisllltone 

sind auf gefordert, diese Vorschläge zu diskutie" 
ren und ggf Änderungs- baw ErgMnzungsvorechlä 
zu machen, Die Realisierung dieser Vorschläge 
hängt in erster Linie von der aktiven teteilll 
gung vieler Kommilitonen an Vorbereitung und 
Durchführung des Streiks ab. 

Als 'Leckerbiesen schlagen wir eine Streikfeti 
gemeinsam mit der FH vor, evtl mit Begenhardt 



Ein erstes Diskueslonsforum wird die erste VV 
VorauBstchlil ich am 3.5. sein. 



5s hat einige Verwirrung gestiftet, deti zur 
Absicherung unserer Ausbildung zwei Tarif - 
Vertragsentwürfe vorliegen. (Weichen wollen 
pj^ir denn nun? Und warum kam es zu zwei 
verschiedenen? Welcher ist beaser?) 

Schon mit dleaem Schritt, dem Entwurf einee 
zweiten Tarifvertrags ^ asahra der Marburger 
Bund (im folgenden abgekürzt mb) eine schäd- 
liche Funktion für ui^sere Iftteressen wahr: 

Die der Desorient ierun g ! 



Poll tische und gewerksehaft liehe BetätlPune 
schade nur der Fatientenver sorgung und werde 
deshalb abgelet^nt . 

Abgesehen davon, daß eine aolche Aussage ge- 
genüber dem Krankenhausträger die irrationale 
Angst vor rote- Fahne- schwingenden PJ-lern am 
aufrechterhält, ist sie deswegen 
schädlichen, weil sie verkannt, 



Nach seiner Selbgtdarstellung ist der mb "die 
einzige tariffähige Gewerkschaft der angeetelli 
ten Arzte". Schon dieser Satz ist unwahr, denn 
er leugnet die Existenz des- schon länger als 
die Tarlffähi gkeit des nib bestehenden- Bundes 
gewerkschaftlicher Arzte in der ÜTV (BGÄ), 
der schon eehr lange im Einklang mit den übri- 
gen Arbeitern und Angestellten im Öffentlichen 
J3ienet erfolgreich die Interessen der angestell- 
ten Arzte vertritt. 

Wieso, muß man sich da fragen, raeint dec mb, 
i r"aß eine gesonderte Interessenvertretung für 
JL 2te nötig sei? Haben diese, wenn es um 
nx5hnfragen geht, etwa andere, gegensätzliche 
Interessen zu den übrigen Beschäftigten? 
Oder ist es nicht für einengewerkschaf tl ichen 
Kampf besser, im Nahmen der Einheitsgewerk- 
sc>3^f>, mit ÜTV und DGB, die Unterstützung 
allfer Lohnabhängigen im Fiücken zu haben? 

U)<LS {crdeti dtr tue t 2 

I Das Modell ist einfach: Die PJ-ler sel«n,BO 
I' der mb, quaei "halbe Ärzte"; die Hälfte der 
üblichen Arbeitezeit habe dem theoretischen 
Unterricht zu gelten, dementsprechend habe 
die Entlohnung auch die Mlfte eines Assis- 
tenzarztgehaltes zu betragen. 
In diesem Sinne regelt der Tarifvertrageent- 
wurfdes rab auch die Bezahlung von Überstun- 
den, von Wochenend- und Bere itachaf tsdieneten. 
Das Konzept des mb läßt also zu - nein pro- 
voziert sogar- daß die PJ-Abeelventen zu 
zweit auf die Planstelle eines Arates gesetzt 

P^rdenJ 
verlockend die 1200- DM- Forderung manchem 
dizinstudenten erscheinen mag, die große 
hrheit wird nicht auf diesen Köder hereln- 
llen, denn 

- sie isoliert uns rechtlich und materiell 
von den anderen Auszubildenden am Kranken- 

j^;US, ist somit ständisch und verhindert 
die so wichtige Einheit aller Auszubildenden 

- sie ist nicht durchgetzbar und steht in 
keinem Verhältnis zu unseren Leistungen, 

Die Aug bildungs Inhalte scheinen dem mb durch 
die AO scfhon ausreichend gesichert zu sein- 



_||lche Festlegung ist, wissen wir aus unserer 
täglichen Praxis. 

Und wie ist es mit dem Versicherungsschutz? 
ßanz einfach- dies ist im Vertrageentwurf 
des mb überhaupt nicht erwähnt 1 

[ '"as ist mit der Interessenvertretung im 
k Konfliktfall? für den mb bleiben wir im PJ 
Studenten, das bedeutet u.a., daß wir kein 
;;• Anrecht auf Personalvertretung haben sollen ; 
^aß also d^r Arm eines AStA hunderte von km 
Entfernung überbrücken soll, daß die Koordina- 
tion mit den übrigen f eschäf tigten schwieri- 
I 6er ist und ein Ausspielen von PJ-lern und 
[Beschäftigten gegeneinander einfacher! 

Wa-s sagt der mb zur gewerkschaftlichen und 
E S.1 Iti sehen ße tätigung am Krankenhaus ? 
^nii'arif vertrag - nichts! . . 

einer schon etwas älteren Öffentlichen 

■1 n v.Q+T iün-r. >n>i in o i n Hnr-ri mit. ämv 



a. warum wir gewerkschaftliche Interessenver- 
tretung fordern 

b. warum die politische Betätigung notwendige 

vef?reSgg'!stf'^'^^'°'^^"''"'^^^ Interesfen- 

Es ist doch einleuchtend, daß das ^leh^EifiBetz«» 
für mehr als nur höhere Lohne und Gehälter, z. B. 
für bessere Arbeltsbedingungen, für höhere Per- 
sonalachlus^el, für eine bessere Schwangeren-, 

als''inÜTvSl??''^^"''^^^2r^^''S ^^^^^^ organisiert 
achaft.eiy geschieht, d.h. in den Jewerk- 

J>ie kliMi^t isi ?m ^ri 

der HetiutAi^ H^t^^ i"'***^ f 




Auch im Kampf um die Verbesserung unserer 
Situation im PJ stoßen wir ja auch auf 
diese politischen Dimensionen: Wenn die- 
Landesregierungen behaupten, dafür sei kein 
Geld da, ist es unabdingbar nachzuweisen, 
wo das Geld steckt, in wessen Interesse es 
ausgegeben wird- nämlich nicht im Interesse 
der arbeitenden und lernenden Bevölkerung 
sondern in dem des Großkapitals-, warum es 
im Gesundheitsinteresse der gesamten Bevöl- 
kerung liegt, es locker zu machen. 
Es dürfte nun klar sein: Unser Tarifvertrag 
ist der der VDS und ÜTV. Dem mb haben beim 
verfassen des Vertragsentwurfes offensicht- 
lich die;jenig€n herrschenden Kräfte die Feder 
geführt, denen an der Aufhebung des jetzigen 
Zustandes nichts gelegen ist ( aen selbst die 
Bezahlung eines halhen Arztegehaltes zahlt 
eich ja durch besetzte Planstellen und ge- 
leistete Arbeit voll aus). 

Wie eng der mb mit jenen liiert ist, deren 
Hauptinteresse privater Profit und nicht eine 
gute Gesundhelteversorgung und Mediziner- 
ausbildung ist, zeigt der Weg, den der mb 

zur Durchsetzung seiner Vorschläge beschreitet: 

Außerparlamentarische, kämpferische Aktionen 
stehen außer Diskussion. Der mb verhandelt- 
ohne öffentlichen Druck, 

Da dies (sicherlich!) länger dauern dürfte, 
bietet der mb großzügig an, den jetzigen PJ- 
Ab solventen ein Darlehen bei der "Deutschen 
Apotheker- und A rztebank" zu vermitteln. 
(Verzinslich zu 3%). Eine vernünftige Liber- 
bruckungsmaßnahme für sozial Bedürftige (mit 
dem "leichten" Nebeneffekt, daß diese dann 
ihr Berufsleben mit einem Schuldenberg an- 

^t^^ das - auch eine gute 

^roritquelle für die genannte Bank. Denn: 
wer ein solches D riehen in Anspruch nimmt, 
ist gleichzeitig verpflichtet, looo DM mehr 
aufzunehmen und als Einlage ("zur Sicherheit") 
bei der Bank zu belassen- für mindestens 8 
Jahre; verzinslich selbstverständlich! 
(Übrigens: Darlehen bei der Sparkasse sind 

Unsere Interessen gehören also nicht in die 

Hände des Marburger Bundes. 

Was wir erstreben, werden wir mit der- ÖTV, 

Mit der VDS und durch unsere eigene Kraft 

erreichen! 




HdßerTip 



fürTK-versicheite 



Das Angebot 

A<sTft^Mil€r*f»<5 ^löf» Si© auch 
nach dem tetzten ^mm\m mt 
den Studentenbettrag* - mtximal 
6 Monate lang. 
VofausMUung ist, daß Sie in 
dieser ZeK m>eh nicht berufs- 
tätig sind. 

' z. Z. 25 DM monatlich 




Der eineVoi 



Wenn Sie Ihr Studium erfolgreich 
abgeschlossen haben und nicht 
gleich ihren Traumjob finden 
oder erst einmal ausspannen 

^ woHWh, sind Sie 

zum Mini- Bettrag 
aiogesichert. 




Per ander© Vorteil 

Auch als Angestellter zahlen 
Sie bei der TK einen vergleir^ 

weise günstigen Beitrag. 
Versich ejnj ng^ßliichtige ; 
10.2 °/o des Brutto«ntgelts. 
N ich tyersi ch erunoaitfllchtige; 
mtl, 260 DM bz#. 273 DM bei 
Mttversicherung von 
Angehörigen. 

V^rgieichöf^ Sie 
einmal selbst! 



Weitere Fragen 
beantwortet Ihnen jede 
TK-Geschäftsstelle 



TECHNIKER- 
KRANKENKASSE 



# TE€»ÜKS*-KIUNKENKASSE 



aigi:tflb^i(i 

Tel (04 51) 7 7ISJU. 7 86 37 

p 7 78 53 

Coupon 

(4»n Aüfniihnwilwo 



.o 



Str«6e . — . 

Fachnchtung/Berg* 



★ Gaf^indhert und ein langes Üben ★ 



